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1. Antiliberal, antieuropäisch?

In der gegenwärtigen Krise europäi-
scher Integration richtet sich der kriti-
sche Blick der Historiker auch auf pro-
blematische Ursprünge „Europas“ im
20. Jahrhundert, und hier besonders
auf die NS-Zeit. Die zeitweilige deut-
sche Hegemonie über den Kontinent
während des Zweiten Weltkriegs, die
mit millionenfachen Massenmorden
verbunden war, wurde in Teilen der
Literatur als Ausdruck antieuropä-
ischer Ideologie und Praxis bezeich-
net,1 die Anwendung des Integrations-
begriffs auf die nationalsozialistische
Herrschaftsausübung dagegen scharf
kritisiert, ja sogar als „Pseudowissen-
schaft“ abgetan.2 Im Kontext des vor-
liegenden Themenhefts und im Licht
neuerer Forschungen soll hier noch
einmal gefragt werden, ob und wie
sich die Zeit des Nationalsozialismus
und besonders des Zweiten Weltkriegs
als Teil europäischer Integrationsge-
schichte interpretieren lässt.

1 Wolfgang Schmale, Geschichte Europas, Wien 2000, S. 116.
2 Mareike König/Matthias Schulz, Die Bundesrepublik und die europäische Einigung: Trends und

Kontroversen der Integrationshistoriographie, in: dies. (Hg.), Die Bundesrepublik Deutschland
und die europäische Einigung 1949–2000. Politische Akteure, gesellschaftliche Kräfte und internatio-
nale Erfahrungen, Stuttgart 2004, S. 15-36, hier S. 18, gegen: Beiträge zur Geschichte des National-
sozialismus 18 (2002): Europäische Integration. Deutsche Hegemonialpolitik gegenüber West-
europa 1920–1960, hg. von Thomas Sandkühler.
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Gleich vorab ist zu betonen, dass Liberalismus und Antiliberalismus dabei
nicht antithetisch gegenüberzustellen sind. Nur zögerlich wandten sich Liberale
wie Ludwig Erhard, der bekanntlich an wirtschaftlichen Nachkriegsplanungen
des NS-Regimes beteiligt war, der modernen Industrie- und Konsumgesellschaft
zu.3 Mit Blick auf die Ursprünge und Vorläufer der Integration Westeuropas ist
in der Historiographie daher von einem „mehr oder weniger liberalen“ Europa
die Rede gewesen, in Abgrenzung von klassischen liberalen Europamodellen.4

Die geläufige These, das NS-Regime sei antieuropäisch und antiliberal gewe-
sen, ist auf Hitler und die Regimeführung konzentriert. Sie vernachlässigt die
Politik deutscher Wirtschaftseliten und verkennt solche Integrationsleistun-
gen, die das Regime auch ohne emphatische Berufung auf „Europa“ für sich
erzielte. Sie betont Brüche, wo stärker von Kontinuitäten die Rede sein müsste.

Eine spezifisch „westliche“ Vorstellung von Europa hatte in Deutschland vor
1945 freilich einen schweren Stand. Der Verband für Europäische Verständi-
gung des DDP-Mitglieds Wilhelm Heile und andere Vorläufer der nach dem
Ersten Weltkrieg zeitweise sehr einflussreichen Europa-Union erhielten we-
sentliche Impulse von der Locarno-Politik Gustav Stresemanns und Aristide
Briands. Die SPD nannte 1926 die „Vereinigten Staaten von Europa“ als Ziel in
ihrem Heidelberger Parteiprogramm.5 Dies war keine sozialistische, sondern
eine liberale Aussage, die bezeichnenderweise bei den Sozialdemokraten mehr
Zustimmung fand als in der DDP und in Stresemanns eigener Partei, der DVP.
Die Konzeption westeuropäischer Verständigung geriet seit der Ära Brüning
außenpolitisch ins Abseits. Erst viel später trugen die Erfahrungen von politi-
scher Verfolgung und KZ-Haft in der NS-Zeit, namentlich aber der enge Kon-
takt wichtiger Protagonisten mit dem angelsächsischen Liberalismus im Exil,
wesentlich dazu bei, die westeuropäische Integration im politischen Denken
der Bundesrepublik zu verankern.6 Die viel zitierte Paneuropa-Bewegung des
Grafen Coudenhove-Kalergi hatte nach 1945 hingegen vergleichsweise geringen
Einfluss.7 Kurzum: Der „Westen“ kam aus dem Westen nach Deutschland, nicht
aus der nationalen Ideengeschichte – so eine weitere geläufige These.

3 Ludolf Herbst, Der Totale Krieg und die Ordnung der Wirtschaft. Die Kriegswirtschaft im Span-
nungsfeld von Politik, Ideologie und Propaganda 1939–1945, Stuttgart 1982, S. 421-433; Paul
Nolte, Die Ordnung der deutschen Gesellschaft. Selbstentwurf und Selbstbeschreibung im 20. Jahr-
hundert, München 2000, S. 297f.

4 John Gillingham, European Integration, 1950–2003. Superstate or New Market Economy?, Cam-
bridge 2003, S. 6-52.

5 Obgleich sich im Heidelberger Programm auch Anklänge an zeitgenössische Mitteleuropa-
Diskurse finden, hob die SPD die Verständigung mit England und den USA deutlich hervor: Das
Heidelberger Programm. Grundsätze und Forderungen der Sozialdemokratie, Berlin 1926, S. 65, S. 69f.

6 Vanessa Conze, Das Europa der Deutschen. Ideen von Europa in Deutschland zwischen Reichs-
tradition und Westorientierung (1920–1970), München 2005, S. 211-218, S. 232-242.

7 Ebd., S. 196-203; anders Schmale, Geschichte Europas (Anm. 1), S. 110ff.
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Ungleich größere Wirkung entfalteten in der Zwischenkriegszeit Mitteleuropa-
Konzepte liberalimperialistischer Provenienz, die ihren handelspolitischen Ak-
zent auf Ostmittel- und Südosteuropa legten.8 Historisch legitimierten sie sich
mit der Reichstradition.9 Seit der Ära Brüning schwenkte auch die um die Zeit-
schrift „Abendland“ gruppierte Bewegung auf die Linie von Mitteleuropa und
Reichsnationalismus ein.10 Die Nationalsozialisten nahmen solche europapoli-
tischen Diskurse auf. Vor 1939 propagierten führende Parteifunktionäre wie
Alfred Rosenberg ein „germanisches Großreich“, in dem das Deutsche Reich
eine „rassische“ Föderation mit seinen Nachbarn bilden sollte. In den faschis-
tischen Kreisen Italiens und Frankreichs wurden solche Visionen aufmerksam
registriert.11 Hitler selbst, Himmler und Goebbels wussten aber mit „Europa“
jenseits der Propaganda gar nichts anzufangen und nutzten daher auch nicht
die machtpolitischen Möglichkeiten, die sich aus der nationalsozialistischen
„Neuen Ordnung“ ab 1940 hätten ergeben können.12

Der harte Kern ihrer Europaideologie waren Antibolschewismus und Anti-
semitismus. Bereits das deutsche Propagandamärchen vom Präventivkrieg
gegen die Sowjetunion operierte wirksam mit dem angeblichen Abwehrkampf
Europas gegen den „jüdischen Bolschewismus“, und dies blieb die Konstante
der nationalsozialistischen Berufung auf „Europa“. Sie nahm 1942/43 sprung-
haft zu, als Deutschland militärisch in die Defensive geriet. In seiner Sport-
palast-Rede vom 18. Februar 1943 malte Goebbels das Schreckgespenst des
„jüdischen Bolschewismus“ an die Wand, der den europäischen Kontinent
vom Osten her mit Versklavung und Vernichtung bedrohe. Nach der alliierten
Invasion vom Juni 1944 betonte die NS-Propaganda erneut den Mythos
jüdisch-kapitalistischer Weltverschwörung gegen den Kontinent, der bereits in
Hitlers öffentlicher Vernichtungsdrohung vom Januar 1939 eine wesentliche
Rolle gespielt hatte.13

8 Vgl. Jürgen Elvert, Mitteleuropa! Deutsche Pläne zur europäischen Neuordnung (1918–1945),
Stuttgart 1999, S. 21-26.

9 Heinrich August Winkler, Der lange Weg nach Westen, Bd. 2: Deutsche Geschichte vom „Dritten
Reich“ bis zur Wiedervereinigung, 5. Aufl. München 2002, S. 645-648.

10 Conze, Europa (Anm. 6), S. 27-57.
11 Elvert, Mitteleuropa! (Anm. 8), S. 330-352. Vgl. auch den Beitrag von Robert Grunert in diesem

Heft.
12 Hans-Ulrich Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 4: Vom Beginn des Ersten Weltkriegs bis

zur Gründung der beiden deutschen Staaten 1914–1949, 3. Aufl. München 2008, S. 925; vgl. Mark
Mazower, Hitlers Imperium. Europa unter der Herrschaft des Nationalsozialismus, München 2008,
S. 17f., S. 119-122, S. 227-230, S. 254-260.

13 Christian Gerlach, Die Wannseekonferenz, das Schicksal der deutschen Juden und Hitlers poli-
tische Grundsatzentscheidung, alle Juden Europas zu ermorden, in: WerkstattGeschichte 18 (1997),
S. 7-44.
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Das Bild wird jedoch komplexer,
wenn man nach praktisch wirksa-
mer Integration unterhalb und teils
gegenläufig zur Ideengeschichte
fragt. So ist darauf hingewiesen
worden, dass sich das radikalna-
tionalistische Regime zunehmend
solcher Begriffe bediente, die den
nationalen Bezugsrahmen über-
schritten: „Reich“, „Rasse“, „Volks-
gemeinschaft“ und zuletzt „Eu-
ropa“.14 Die SS, ideologisch zweifel-
los antieuropäisch, hatte an diesen
Vorgängen erheblichen Anteil. Nicht
weniger als 24 europäische, zu-
nehmend aber auch nichteuropä-
ische Nationalitäten kämpften als
mehr oder weniger Freiwillige in
der Waffen-SS, die sich 1945 zu
über der Hälfte (etwa eine halbe
Million Männer) aus Ausländern
und Volksdeutschen zusammen-
setzte. Die ursprüngliche „nordisch-
germanische“ Idee Himmlers führ-
te sich seit 1941 selbst ad absur-
dum.

Die zeitgeschichtliche Forschung des vergangenen Jahrzehnts hat solche Zu-
sammenhänge deutlich herausgearbeitet.15 Ergänzend zur Erforschung der
Europapläne und -propaganda rückt nun die Herrschaftspraxis des national-
sozialistischen Europa verstärkt in den Blick. Auf diese Weise tritt die ge-
samteuropäische Dimension auch der deutschen Vernichtungspolitik im
Zweiten Weltkrieg klarer hervor. Sie wirft unter anderem Fragen nach der Mit-
wirkung ausländischer Akteure und nach transnationalen Dimensionen von

14 Kiran Klaus Patel, Der Nationalsozialismus in transnationaler Perspektive, in: Blätter für deut-
sche und internationale Politik 49 (2004), S. 1123-1134, hier S. 1129.

15 Elvert, Mitteleuropa! (Anm. 8); mit Abstrichen auch Birgit Kletzin, Europa aus Rasse und Raum.
Die nationalsozialistische Idee der Neuen Ordnung, Münster 2000; Conze, Europa (Anm. 6);
Mazower, Hitlers Imperium (Anm. 12), S. 525f.; Hans-Erich Volkmann, Zur europäischen Dimen-
sion nationalsozialistischer Wirtschaftspolitik, in: ders., Ökonomie und Expansion. Grundzüge
der NS-Wirtschaftspolitik, hg. von Bernhard Chiari, München 2003, S. 19-44; zuletzt Marcel
Boldorf, Neue Wege zur Erforschung der Wirtschaftsgeschichte Europas unter nationalsozialis-
tischer Hegemonie, in: ders./Christoph Buchheim (Hg.), Europäische Volkswirtschaften unter
deutscher Hegemonie 1938–1945, München 2012, S. 1-26.

„Europa“ schultert Deutschlands Last. 
Titelbild eines Propagandabuches über die erzwun-
gene Arbeit so genannter Fremdvölkischer im Reich 
(Friedrich Didier, Europa arbeitet in Deutschland. 
Sauckel mobilisiert die Leistungsreserven, Berlin 1943)
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Massengewalt auf.16 Neuerdings wurde auf den Versuch der deutschen Kriegs-
finanzierung durch Plünderung, Raub und Mord hingewiesen, bei denen die
besetzten Gebiete als Geldwaschanlagen fungierten.17 Und auch für den Edel-
metallhandel des NS-Staats, der neutrale Länder wie die Schweiz einbezog, ist
treffend von einer „Großraubwirtschaft“ die Rede.18 Alles dies waren Formen
der Integration Kontinentaleuropas, die mit extremer Gewaltanwendung ein-
hergingen, vielfach aber auf die Mitwirkung einheimischer Eliten aus ideologi-
schen und wirtschaftlichen Interessen heraus zählen konnten.19 Daher ist ein
funktionaler Integrationsbegriff unentbehrlich. Auf einige Aspekte dieser Inte-
gration soll hier nun näher eingegangen werden; zugespitzt und ohne An-
spruch auf Vollständigkeit.

2. Handels- und Währungspolitik im „Neuen Europa“

In der wirtschaftshistorischen Forschung hat die These viel Anklang gefunden,
dass der Schuman-Plan von 1950 und die auf ihn gründende Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) von 1952 an Traditionen der Produzenten-
Kooperation anknüpften, die in die Zwischenkriegszeit zurückreichen.20 Die
größte praktische Wirksamkeit entfaltete in diesem Zusammenhang das Inter-
nationale Stahlkartell (ISK) von 1926, ein auf luxemburgische Initiative gegrün-
detes Produktionskartell der Stahlindustrien Deutschlands, des Saarlands, Frank-
reichs, Luxemburgs und Belgiens, dem auch die Stahlproduzenten Ungarns,
Österreichs und der Tschechoslowakei beitraten. Das ISK funktionierte als „Vor-
läufer umfassender Vereinbarungen zwischen Produzenten und Regierungen,
als Instrument der Diplomatie und als Vehikel faktischer wirtschaftlicher Inte-
gration“.21 Deutschland trat 1929 aus dem ISK aus; das Stahlkartell – jetzt
unter der Bezeichnung Internationale Roheisenexportgemeinschaft – war bis

16 Beiträge zur Geschichte des Nationalsozialismus 19 (2003): Kooperation und Verbrechen. Formen
der „Kollaboration“ im östlichen Europa 1939–1945, hg. von Babette Quinkert, Christoph Dieck-
mann und Tatjana Tönsmeyer; Patel, Nationalsozialismus (Anm. 14).

17 Götz Aly, Hitlers Volksstaat. Raub, Rassenkrieg und nationaler Sozialismus, 2. Aufl. Frankfurt a.M. 2006.
18 Unabhängige Expertenkommission Schweiz – Zweiter Weltkrieg, Die Schweiz und die Goldtrans-

aktionen im Zweiten Weltkrieg. Überarbeitete und ergänzte Fassung des Zwischenberichts von 1998,
Zürich 2002; Ralf Banken, Edelmetallhandel und Großraubwirtschaft. Die Entwicklung des deut-
schen Edelmetallsektors im „Dritten Reich“ 1933–1945, Berlin 2009.

19 Mazower, Hitlers Imperium (Anm. 12), S. 383-430; Christian Gerlach, Extrem gewalttätige Ge-
sellschaften. Massengewalt im 20. Jahrhundert, München 2011.

20 Matthias Kipping, Kontinuität oder Wandel? Der Schuman-Plan und die Ursprünge der wirtschaft-
lichen Integration in Europa, in: Stephen A. Schuker (Hg.), Deutschland und Frankreich. Vom
Konflikt zur Aussöhnung. Die Gestaltung der westeuropäischen Sicherheit 1914–1963, München 2000,
S. 211-230, hier S. 211f. (mit weiterer Literatur).

21 John Gillingham, Zur Vorgeschichte der Montan-Union. Westeuropas Kohle und Stahl in De-
pression und Krieg, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 34 (1986), S. 381-405, hier S. 381.
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Kriegsbeginn von Großbritannien und (wenn auch inoffiziell) den USA domi-
niert. 1939 kontrollierte es nicht weniger als 85 Prozent des Weltstahlhandels.22

Die von den Stahlindustriellen angebahnte deutsch-französische Arbeitsteilung
lebte im Zweiten Weltkrieg fort.23

Kristallisationskern dieser bei näherem Hinsehen nicht sehr „Neuen Ord-
nung“ war der so genannte Schlotterer-Ausschuss von 1940, benannt nach dem
Staatssekretär im Reichswirtschaftsministerium. Gustav Schlotterer brachte
im Anschluss an programmatische Reden seines Vorgesetzten Walther Funk24

Spitzenvertreter der exportorientierten deutschen Großindustrie mit Indus-
triellen und Bankenvertretern aus den Benelux-Staaten ins Gespräch. Man war
sich darüber einig, dass der innereuropäische Handel von Zoll- und Währungs-
gefällen befreit und das Ruhrgebiet mit Nordfrankreich und den Benelux-
Ländern zu einem „natürlichen Wirtschaftsraum“ zusammengeschlossen wer-
den solle. Grundlage dessen sei ein privatwirtschaftlich zu organisierendes Pro-
duktionskartell unter staatlicher Aufsicht, das Schlotterer als „wirtschaftliches
Paneuropa“ bezeichnete.25 Von „Antieuropa“ kann jedenfalls bei diesen Prota-
gonisten kaum die Rede sein. Die EGKS konnte hieran anknüpfen. Die Montan-
union hatte eine korporative Vorgeschichte, die das „Dritte Reich“ einschloss.26

Während das ISK einen westeuropäischen Schwerpunkt hatte, war der Mit-
teleuropäische Wirtschaftstag (MWT) stärker ein Ausdruck deutscher Mittel-
europa-Konzepte. Seit 1931 propagierte der MWT die wirtschaftliche Durch-
dringung Südosteuropas als Ziel künftiger deutscher Außenpolitik. Mittel-
europa von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer müsse langfristig Einfluss-
sphäre des Reiches werden.27 Ab 1936 geriet der MWT zunehmend ins Fahr-
wasser von Görings Vierjahresplanbehörde, welche die wirtschaftliche Kriegs-
vorbereitung durch Autarkiepolitik betrieb. Seit 1938 war Deutschland in der
Lage, die alte Forderung des MWT umzusetzen, von „Handelsverträge[n] bis
zum Wirtschaftsbündnis“ mit Südosteuropa zu schreiten, das auf agrar- und
rohstoffwirtschaftlichem Gebiet vollständig vom Reich dominiert wurde.28

Nach der kurzfristigen Wiederbelebung der MWT-Aktivitäten im Umfeld des

22 Ders., Solving the Ruhr Problem. German Heavy Industry and the Schuman-Plan, in: Klaus Schwabe
(Hg.), Die Anfänge des Schuman-Plans 1950/51. Beiträge des Colloquiums in Aachen, 28.-30. Mai
1986, Baden-Baden 1988, S. 399-436, hier S. 406f.

23 Ders., Vorgeschichte (Anm. 21), S. 381f., S. 404f.
24 Funk war in Personalunion Reichswirtschaftsminister und Reichsbankpräsident.
25 Gillingham, Vorgeschichte (Anm. 21), S. 401f.
26 Annie Lacroix-Riz, Frankreich und die europäische Integration. Das Gewicht der Beziehungen mit

den Vereinigten Staaten und Deutschland, 1920–1955, in: Beiträge zur Geschichte des National-
sozialismus 18 (2002), S. 145-194, hier S. 158-161, S. 177-187.

27 Martin Seckendorf, Der Mitteleuropäische Wirtschaftstag – Zentralstelle der Großwirtschaft zur
Durchdringung Südosteuropas, in: Werner Röhr/Brigitte Berlekamp/Karl Heinz Roth (Hg.),
Der Krieg vor dem Krieg. Politik und Ökonomie der „friedlichen“ Aggressionen Deutschlands 1938/39,
Hamburg 2001, S. 118-140; Elvert, Mitteleuropa! (Anm. 8), S. 203-217.
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deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakts verlor dieses Gremium seit dem Krieg
gegen die UdSSR weitgehend an Einfluss. Staatssekretär Schlotterer zeichnete
ab Herbst 1940 für die Planungen des Reichswirtschaftsministeriums zur Aus-
plünderung der Sowjetunion verantwortlich.

Die deutsche Währungspolitik bildete im Zweiten Weltkrieg die Klammer
zwischen der Ausbeutung West- und Südosteuropas. Die Abkehr vom Goldstan-
dard durch Großbritannien und die Vereinigten Staaten 1931/33 hatte den multi-
lateralen Kapitalverkehr beendet und die weltweite Bildung von Wirtschafts-
blöcken mit jeweils dominierender Leitwährung vorangetrieben. Deutsch-
lands Außenhandel wurde im Zeichen der Devisenzwangsbewirtschaftung auf
das Clearing von Im- und Exporten auf zweiseitigen Konten bei der Deutschen
Verrechnungskasse (DVK) umgestellt, einer Tochtergesellschaft der Reichs-
bank.29 Bilaterale Handelsverträge waren ein wesentliches Instrument des
deutschen Informal empire vor Kriegsbeginn. Sie sollten aus der Not der Welt-
wirtschaftskrise die Tugend eines deutschen Großwirtschaftsraums machen.

Man frohlockte auf deutscher Seite kurz vor Kriegsbeginn über die „groß-
raumwirtschaftliche Integration“ Südosteuropas durch echte Arbeitsteilung.30

Vor diesem Hintergrund entstanden nach dem deutschen Sieg über Frankreich
währungs- und handelspolitische Neuordnungspläne für die Nachkriegszeit,
die im schon erwähnten Schlotterer-Ausschuss des Reichswirtschaftsministeri-
ums kontrovers diskutiert wurden. Dem Ausschuss lag unter anderem eine
Denkschrift aus der Bankenabteilung des Ministeriums vor, in welcher der Vor-
schlag gemacht wurde, nach Kriegsende eine Europabank mit Sitz in Wien zu
gründen. In mancher Hinsicht weisen diese Überlegungen Parallelen zur heu-
tigen Europäischen Zentralbank auf. Die Mitgliedsländer des Großraums soll-
ten unverkäufliche Aktien der Europabank erwerben, die zur Notendeckung
verwendet werden sollten. Die Bank sollte die DVK als zentrale Verrechnungs-
kasse ablösen. Die Verrechnungskurse der Währungen sollte ein Verwaltungs-
rat festlegen, der auch ermächtigt sein würde, überschuldeten Mitgliedsländern
Kredite zu gewähren.31

28 Hans-Erich Volkmann, Die NS-Wirtschaft in Vorbereitung des Krieges, in: Wilhelm Deist u.a.,
Ursachen und Voraussetzungen des Zweiten Weltkrieges, Frankfurt a.M. 1995, S. 211-435, hier
S. 401-411; Zitat Wilmowsky (Vorsitzender des MWT) ebd., S. 402.

29 Zwischen den Vertragspartnern fand kein Devisenverkehr statt. Vielmehr erhielt der Exporteur
seine Rechnung in eigener Währung ausgezahlt, während der deutsche Importeur in Reichs-
mark einzahlte. Die bei der DVK gebuchten Salden sollten jedenfalls theoretisch in regelmäßi-
gen Abständen durch Devisen, Goldtransfers oder Exportleistungen ausgeglichen werden. In
der Praxis war dies nicht der Fall; vgl. dazu auch den folgenden Abschnitt.

30 Volkmann, NS-Wirtschaft (Anm. 28), S. 408-411. Zum Clearing bis Kriegsbeginn vgl. Marc Bug-
geln, Währungspläne für den europäischen Großraum. Die Diskussion der nationalsozialisti-
schen Wirtschaftsexperten über ein zukünftiges europäisches Zahlungssystem, in: Beiträge zur
Geschichte des Nationalsozialismus 18 (2002), S. 41-76, hier S. 43-47.

31 Ebd., S. 56f.
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Das Reichswirtschaftsministerium konnte sich jedoch nicht durchsetzen.
Vor allem die Reichsbank hielt eine Europabank für unvereinbar mit den deut-
schen Interessen. Stattdessen sollte die Deutsche Verrechnungskasse zum Zen-
trum eines multilateralen europäischen Clearing auf Reichsmarkbasis ausge-
baut werden. Angestrebt wurde letztlich eine europäische Währungsunion unter
deutscher Hegemonie.32 Am 25. Juli 1940 stellte Reichswirtschaftsminister Funk
die Neuordnungspläne der deutschen und ausländischen Presse vor. „Es wird
auf Grund der bisherigen schon angewandten Methoden des bilateralen Wirt-
schaftsverkehrs eine weitere Entwicklung zum multilateralen Wirtschaftsver-
kehr und zu einem Ausgleich der Zahlungssalden der einzelnen Länder kom-
men, so daß also auch die verschiedenen Länder über eine solche Clearing-
stelle untereinander in geregelte Wirtschaftsbeziehungen treten können“, hieß
es dort. Funk warb für eine „bessere Vertretung der europäischen Wirtschafts-
interessen gegenüber anderen wirtschaftlichen Gruppen in der Weltwirtschaft“,
selbstverständlich unter deutscher Führung. Allerdings gab der Minister zu
verstehen, dass seine Pläne „mit zahlreichen Unsicherheitsfaktoren“ belastet
seien; vorerst befinde man sich ja im Krieg.33 Reichsbankvizepräsident Emil
Puhl warb noch 1942 für eine „Europäische Wirtschaftsgemeinschaft“, in der
das bisherige Zentralclearing durch eine gemeinsame Währung und einen
durch Bankkredite finanzierten Außenhandel ersetzt werden könne.34

Der führende britische Nationalökonom John M. Keynes hielt Funks Idee
eines multilateralen Zentralclearing für höchst innovativ und riet seiner Regie-
rung davon ab, hierauf mit einem bloßen Bekenntnis zu Freihandel und Gold-
standard zu reagieren.35 Der Funk-Plan hinterließ deutliche Spuren in der
1943 publizierten Konzeption Keynes’ für eine Internationale Clearing-Union
(ICU) als Grundlage des Welthandels, die bei der Bretton-Woods-Konferenz
vom Juli 1944 am Widerstand der Vereinigten Staaten scheiterte.36 Die ICU
sollte auf der wechselseitigen Verrechnung mithilfe eines weltweiten Buchgel-
des beruhen, des so genannten Bancor, im Übrigen aber auf Geldverkehr ver-
zichten. Andererseits hatte Keynes sofort die Schwachstelle des Funk-Plans ge-

32 Ebd., S. 61-63.
33 Walther Funk, Wirtschaftliche Neuordnung Europas (Rede vom 25.7.1940), in: Südost-Echo,

26.7.1940. 
34 Harold James, Post-War German Currency Plans, in: Christoph Buchheim/Michael Hutter/

Harold James (Hg.), Zerrissene Zwischenkriegszeit. Wirtschaftshistorische Beiträge, Baden-Baden 1994,
S. 205-218, hier S. 208. Zur selben Zeit nahm die Reichsbank die ersten Lieferungen von Zahn-
gold durch die SS in Empfang, das ermordeten Juden geraubt worden war. Puhl wusste hierüber
genau Bescheid; vgl. zuletzt Banken, Edelmetallhandel (Anm. 18), S. 706-715.

35 Marc Buggeln, Europa-Bank oder Dollar-Freihandel? Westdeutsche Auseinandersetzungen über
eine Europäische Währungsunion zu Beginn der fünfziger Jahre, in: Beiträge zur Geschichte des
Nationalsozialismus 18 (2002), S. 127-144, hier S. 131f.; zur Rezeption des Funk-Plans vgl.
James, Currency Plans (Anm. 34), S. 208.

36 Ebd., S. 208f., S. 214ff.
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sehen: Die deutsche Kriegsfinanzierung war mit dem angeblich angestrebten
Ausgleich von Handelsbilanzen im Großraum unvereinbar. Denn dieser hätte
die Reichsmark der innenpolitisch höchst unerwünschten Inflation ausgesetzt
und am Ende die deutschen „Partner“ im Großraum gestärkt. Keynes zweifelte
daher aus guten Gründen an der Aufrichtigkeit des deutschen Wirtschafts-
ministers.37

Tatsächlich entwickelte sich das Clearing zu einem Instrument der Kriegs-
finanzierung neben anderen. Paradoxerweise beruhte dieser Mechanismus auf
einer Politik der bewussten Verschuldung Deutschlands. Denn die Exporteure
erhielten ihre Leistungen de facto aus dem Besatzungskostenetat ausgezahlt,
wohingegen der Ausgleich der bei der DVK gebuchten Schuldsalden auf die
Nachkriegszeit verschoben wurde.38 Man war sich in Berlin einig, dass die
europäischen Staaten „mit List, Tücke und vielleicht Gewalt“ dahin gebracht
werden müssten, „ihre Waren nach Deutschland zu verkaufen und ihre Salden,
wenn sie entstehen, in Berlin stehen zu lassen“.39 Schätzungen über die tatsäch-
liche Höhe der deutschen Clearingverschuldung bei Kriegsende schwanken
zwischen rund 30 und 42 Milliarden Reichsmark. Etwa 75 Prozent dieser er-
zwungenen Kredite stammten aus den besetzten Gebieten, 22 Prozent von ver-
bündeten Staaten, der Rest aus neutralen Staaten wie der Schweiz.40

Der Löwenanteil des bei der DVK verbuchten Realtransfers von Leistungen
und Gütern kam aus den Staaten der späteren Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG).41 Die Forschung hat eine „Intensivierung des intra-
industriellen Handels“ im Zweiten Weltkrieg konstatiert, „die in der westdeut-
schen Handelsbilanz erst in der Mitte der fünfziger Jahre zu beobachten ist.
Um 1960 ist auf der Importseite der Fertigwarenanteil ungefähr wieder so hoch
wie 1943. […] Die Idee eines Handelsblocks im westlichen Kontinentaleuropa
war also Mitte der vierziger Jahre offensichtlich kein Novum mehr.“42 Die
Integration der Nachkriegszeit baute auf dieser durchaus westeuropäischen
Struktur des integrierten Außenhandels auf, die im NS-Großwirtschaftsraum
der Kriegszeit entstanden war.

37 Ebd., S. 216; vgl. Gillingham, European Integration (Anm. 4), S. 19ff.
38 Aly, Hitlers Volksstaat (Anm. 17), S. 93-113; Boldorf, Neue Wege (Anm. 15), S. 14ff.
39 Schlotterer, 11.7.1940; zit. nach Buggeln, Währungspläne (Anm. 30), S. 60f.
40 Willi A. Boelcke, Die Kosten von Hitlers Krieg. Kriegsfinanzierung und finanzielles Kriegserbe in

Deutschland 1933–1948, Paderborn 1985, S. 108-114.
41 Ende 1944 summierte sich nach Berechnungen des Reichswirtschaftsministeriums die deutsche

Clearingverschuldung gegenüber den späteren EWG-Staaten auf rund 19,6 Milliarden Reichs-
mark, gegenüber den skandinavischen Staaten auf rund 1,4, gegenüber Südosteuropa auf rund
4,0 und gegenüber Osteuropa auf rund 4,8 Milliarden Reichsmark: Helge Berger/Albrecht
Ritschl, Die Rekonstruktion der Arbeitsteilung in Europa. Eine neue Sicht des Marshallplans in
Deutschland 1947–1951, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 43 (1995), S. 473-519, hier S. 495;
vgl. auch Boelcke, Kosten (Anm. 40), S. 111.

42 Berger/Ritschl, Rekonstruktion (Anm. 41), S. 496f.
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Ähnliches lässt sich für die Währungspolitik feststellen. Während Hitler und
Goebbels Antibolschewismus und Antisemitismus als vermeintliche Binde-
glieder Europas propagierten, wandten sich die im so genannten Europa-
Kränzchen des Rüstungsministeriums ab 1943 versammelten Industriellen
und Bankiers erneut den Währungsplänen Funks zu und modifizierten diese
mit Blick auf die alliierten Nachkriegspläne. Über sie war man bestens infor-
miert – durch wiederholte Gespräche zwischen dem schwedischen Chefvolks-
wirt der in Basel ansässigen Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ),
Per Jacobsson, und Reichsbankvizepräsident Puhl 1942/43 in Basel und Zürich.43

Im Beirat des Außenhandelsausschusses der Reichsbank wurden die alliier-
ten Währungspläne bereits im Juni 1943 eingehend diskutiert, einschließlich
möglicher Lösungen für das Problem der deutschen Clearingverschuldung.44

Im Ergebnis suchten Volkswirtschaftler wie Ludwig Erhard nach Auswegen aus
der ruinösen Kriegsfinanzierung auf Kredit. Erhards Denkschrift über Kriegs-
finanzierung und Schuldenkonsolidierung nahm 1944 Grundgedanken der
Währungsreform vorweg.45 Etwa gleichzeitig schlug der I.G. Farben-Konzern
vor, die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich zur Europabank auszu-
bauen. Diese sollte einen „Europagulden“ als Verrechnungseinheit der betei-
ligten Währungen aus der Taufe heben, vorerst nur als Buchgeld. Die Denk-
schrift reagierte auf britisch-amerikanische Kontroversen bei der Konferenz
von Bretton Woods. Sie nahm Grundgedanken von Keynes’ Internationaler
Clearing-Union auf, um einen Keil zwischen Großbritannien und die USA zu
treiben.46

Solche Hoffnungen waren natürlich illusorisch. Von erheblicher Bedeutung
für den lang anhaltenden Boom der westdeutschen Nachkriegswirtschaft war
indes die 1950 auf amerikanischen Druck gegründete Europäische Zahlungs-
union (EZU), ein Zusammenschluss mehrerer europäischer Länder unter Ein-
schluss der Bundesrepublik, die durch ein multilaterales Clearingsystem das Pro-
blem der so genannten Dollar-Lücke in ihren Volkswirtschaften lösen sollte. Die
EZU war ein Instrument des 1948 einsetzenden Marshallplans, der sie finanzier-
te. Im Unterschied zu den bilateralen Handelsverträgen der NS-Zeit galten hier
tatsächlich Prinzipien des multilateralen Clearing, d.h. die Partner waren nicht
zum zweiseitigen Ausgleich ihrer Bilanzen gezwungen. Die Clearingzahlungen
wurden von der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich abgewickelt.47

43 Wolfgang Schumann, Probleme der deutschen Außenwirtschaft und einer „europäischen Wirt-
schaftsplanung“ 1943/44, in: Studia Historiae Oeconomicae 14 (1979), S. 141-160, hier S. 146-
149; zu Jacobssons Unterredungen vgl. James, Currency Plans (Anm. 34), S. 210f.

44 Ebd., S. 212f.; zur Finanzlage 1944 auch Adam Tooze, Ökonomie der Zerstörung. Die Geschichte
der Wirtschaft im Nationalsozialismus, München 2007, S. 734-742.

45 Herbst, Der Totale Krieg (Anm. 3), S. 423-433; Olaf Breker, Ordoliberalismus – Soziale Markt-
wirtschaft – Europäische Integration. Entwicklungslinien einer problematischen Beziehung, in:
Beiträge zur Geschichte des Nationalsozialismus 18 (2002), S. 99-126, hier S. 102f., S. 108ff.

46 Buggeln, Europa-Bank (Anm. 35), S. 132.
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Technische Anknüpfungen an die Kriegszeit sind nicht zu übersehen. Der
Marshallplan zwang die westeuropäischen Empfängerländer zur Rekonstruk-
tion der im Zweiten Weltkrieg aufgebauten Arbeitsteilung, zur Reintegration
des besiegten Deutschlands (genauer: der Bundesrepublik) als Wachstums-
lokomotive in den westeuropäischen Wirtschaftsraum, die Europa auf eigene
Füße stellen und von amerikanischer Wirtschaftshilfe mittelfristig unabhängig
machen sollte. Wesentliches Mittel dieser Rekonstruktion war die Europäische
Zahlungsunion. Sie führte der jungen Bundesrepublik jenes Ausmaß an Ver-
trauen und Kredit zu, das vom „Dritten Reich“ verspielt worden war.48

3. Massenmord und Währungsstabilisierung

Die Geldströme der deutschen Kriegsfinanzierung liefen beim Reichsfinanz-
ministerium zusammen, das ein weiterer, lange unterschätzter Akteur europä-
ischer Integration war. Diese beschränkte sich nicht auf Westeuropa, sondern
schloss territorial Ost- und Südosteuropa, finanziell die Erträge deutscher Mas-
senmorde ein.49 Der Zusammenhang zwischen Besatzungspolitik, Finanzwirt-
schaft und Vernichtungspolitik ist eindrucksvoll am griechischen Beispiel be-
legt, obwohl auch in anderen deutschen Besatzungsgebieten das jüdische Ver-
mögen im deutschen Interesse „vor Ort“ nationalisiert und zu Geld gemacht
wurde.50

Das neutrale Griechenland wurde im Oktober 1940 von Italien angegriffen,
das sein mediterranes Imperium erweitern wollte. Griechische Truppen trie-
ben den Aggressor bis Albanien zurück. Ab April 1941 besetzte die Wehrmacht
das Land, das in eine deutsche, eine italienische und eine bulgarische Besatzungs-
zone aufgeteilt wurde. Bis zum Abzug der Besatzer 1944 kamen etwa 300.000
Griechen ums Leben, davon etwa je 100.000 durch eine Hungersnot, die im
Winter 1941/42 ihren Höhepunkt fand, und bei deutschen Aktionen gegen
linksgerichtete Partisanen; weitere mindestens 65.000 Personen waren Opfer
der Judenvernichtung.51 Hinzu kamen Flüchtlingsbewegungen und Zwangsum-
siedlungen größten Ausmaßes, von denen etwa eine Million Menschen betrof-
fen waren.52 Christian Gerlach hat vorgeschlagen, die Ermordung der griechi-

47 Alan S. Milward, The Reconstruction of Western Europe, London 1984, S. 320-334; Barry
Eichengreen, Reconstructing Europe’s Trade and Payments. The European Payments Union,
Manchester 1993.

48 Berger/Ritschl, Rekonstruktion (Anm. 41), S. 499-502, S. 518f.
49 Vgl. Aly, Hitlers Volksstaat (Anm. 17). Die heftige Kontroverse um Alys These einer nationalso-

zialistischen „Gefälligkeitsdiktatur“ sollte nicht den Blick dafür verstellen, dass der Autor in zu-
vor unerreichter Präzision die Techniken der „Verwertung“ jüdischen Eigentums im Herkunfts-
land der Opfer und der Transferierung ihrer Erträge zum deutschen Fiskus dargestellt hat.

50 Vgl. für Ungarn die Befunde bei Christian Gerlach/Götz Aly, Das letzte Kapitel. Realpolitik, Ideo-
logie und der Mord an den ungarischen Juden 1944/45, München 2002, S. 186-239.



Europa und der Nationalsozialismus 439

schen Juden in die gesellschaftlichen und ökonomischen Ursachen der Gewalt-
geschichte Griechenlands zwischen 1912 und 1974 einzuordnen, namentlich
in den säkularen Prozess der Verdrängung und Ermordung religiöser Minder-
heiten (Muslime und Juden) sowie des Aufstiegs einer griechisch sprechenden
kommerziellen Elite. Vor diesem Hintergrund stellt sich die militärische Beset-
zung des Landes im Zweiten Weltkrieg auch als ökonomischer Umschichtungs-
prozess dar.53

Deutschland und Italien erlegten dem Land hohe Besatzungskosten und Kon-
tributionen auf. Zudem werteten sie die griechische Drachme ab. Das führte
zwangsläufig zur Inflation. Diese trug maßgeblich zum Ausbruch der Hungers-
not von 1941 bei, die ihrerseits den kommunistischen Widerstand zur Massen-
bewegung machte. Andererseits erschwerten Inflation und Hunger die Mobili-
sierung des griechischen Arbeitskräftepotenzials für den Berg- und Straßenbau.
Hitlers anfängliche Würdigung der Griechen als tapfere Soldaten und „rassisch
wertvolle“ Nachfahren der Hellenen wich aus diesem Grund einer ebenso
ostentativen Ablehnung der Griechen als angebliche „Nichtstuer, Schieber und
Korrupteure“. Das war eine deutsche Erfindung des Jahres 1943.54

Auch der Antisemitismus wurde geschürt, beginnend mit einer Kampagne
der im April 1942 von der deutschen Besatzungsmacht erstmals aufgelegten
Zeitung „Neues Europa“.55 Wie in allen osteuropäischen Besatzungsgebieten wur-
den Juden als Schwarzmarkthändler und Partisanenhelfer stigmatisiert. Obgleich
griechische Kollaborateure 1942/43 in den deutschen Hymnus von der „Neu-
ordnung“ des Kontinents einstimmten, war die Brutalität der NS-Besatzungs-
politik nicht dazu angetan, für diese Politik zu werben. Sie verstärkte vielmehr
den griechischen Widerstand.56

Seit Oktober 1942 bemühte sich die deutsche Militärverwaltung, das grie-
chische Inflations- und Arbeitsmarktproblem in den Griff zu bekommen –
letzteres durch den Übergang zur allgemeinen Arbeitspflicht. Dieser Versuch
scheiterte im März 1943. Ausgerechnet jetzt begann die Deportation der Juden
aus Saloniki und der bulgarischen Zone, die in enger Zusammenarbeit zwi-
schen Militärverwaltung und Reichssicherheitshauptamt durchgeführt wurde.
Das bewegliche Eigentum der nach Auschwitz verschleppten Juden von Salo-
niki, insgesamt etwa 45.000 Personen, wurde auf deutsche Weisung von einer
griechischen „Dienststelle zur Verwaltung des Judenvermögens“ beschlagnahmt,

51 Hagen Fleischer, Griechenland, in: Wolfgang Benz (Hg.), Dimension des Völkermords. Die Zahl
der jüdischen Opfer des Nationalsozialismus, München 1996, S. 241-274; Hans Safrian, Eichmann
und seine Gehilfen, Frankfurt a.M. 1997, S. 225-260, S. 270-284, S. 287-292.

52 Gerlach, Extrem gewalttätige Gesellschaften (Anm. 19), S. 319. 
53 Ebd., S. 333-337.
54 Ebd., S. 319f.
55 Fleischer, Griechenland (Anm. 51), S. 246.
56 Mark Mazower, Inside Hitler’s Greece. The Experience of Occupation, 1941–1944, New Haven 2001,

S. 79-84.
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an der Athener Börse in Gestalt von 12 Tonnen Gold an griechische Staatsan-
gehörige verkauft und der Erlös dem deutschen Besatzungskostenetat gut-
geschrieben. So stabilisierte sich der Kurs der griechischen Drachme bis Au-
gust 1943.57

4. Weiterführende Überlegungen

Die nationalsozialistische Hegemonial- und Besatzungspolitik in Europa be-
zog wesentliche Impulse aus der Aufnahme und Fortschreibung von Diskursen
über den Kontinent, die auf den Ersten Weltkrieg zurückführen. Insbesondere
das vage „Mitteleuropa“-Konzept war anschlussfähig, sowohl für den Reichs-
mythos als auch für die spezifisch nationalsozialistische Variante einer deutsch
geführten Föderation. Letztere wurde niemals verwirklicht. Stattdessen instal-
lierte Deutschland eine rassistisch abgestufte Herrschaftsordnung über den Kon-
tinent, die partiell transnationalen Prinzipien folgte, in wesentlichen Hinsich-
ten aber nationalstaatliche Hierarchien befestigte oder verschob.

Daher gab es deutliche Unterschiede zwischen den hoch industrialisierten
Besatzungsgebieten Frankreichs und der Beneluxländer einerseits, den von Natio-
nalsozialisten oft als „Ergänzungsräume“ titulierten Staaten Ost- und Südost-
europas andererseits. In Westeuropa fielen Ideologie und Praxis der deutschen
Großraumwirtschaft in Teilen auf fruchtbaren Boden, weil es Anknüpfungs-
punkte aus der Zwischenkriegszeit gab. In Osteuropa war die deutsche Besat-
zungspolitik wirtschaftlich destruktiv. Dort konnte der NS-Staat kaum auf in-
dustriewirtschaftliche Arbeitsteilung setzen. Die exportierte Inflation der Reichs-
mark gefährdete vielmehr die eigene Besatzungspolitik. In Griechenland musste
das Vermögen der ermordeten Juden dazu herhalten, die selbst herbeigeführte
Hyperinflation kurzfristig einzudämmen. Gleichzeitig verschärfte die Politik
der nationalen „Verwertung“ die gesellschaftlichen Konflikte im Land und trug
zur Gewalteskalation bei.

Der Verrechnungsverkehr reagierte auf die Krise des liberalen Welthandels
ab 1931. Trotz wirtschaftspropagandistischer Bekenntnisse zum Multilateralis-
mus hielt Deutschland bis Kriegsende eisern am zweiseitigen Verrechnungs-
verkehr fest und unternahm keine ernsthaften Anstrengungen, die propagierte
Gemeinschaftswährung auch tatsächlich zu schaffen. Hellsichtigen deutschen
Ökonomen war ab 1943 klar, dass die deutsche Clearingverschuldung über
kurz oder lang auf die Reichsmark zurückschlagen würde. Sie waren aber
weder willens noch in der Lage, das Steuer der Kriegsfinanzierung herum-
zuwerfen oder die währungspolitischen Zügel in der „Festung Europa“ zu
lockern.

57 Fleischer, Griechenland (Anm. 51), S. 254; Aly, Hitlers Volksstaat (Anm. 17), S. 283-299.
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Gleichwohl weisen die ambitionierten Pläne Funks und seiner Epigonen
über das Kriegsende hinaus. Sie nahmen in Teilen die heutige Gemeinschafts-
währung gedanklich vorweg. Finanztechnisch beruhten sie auf dem durchaus
modern anmutenden Instrument des multilateralen Clearing. Deutsche und al-
liierte Vertreter kommunizierten während des Kriegs regelmäßig in der neu-
tralen Schweiz über die Weltwährungsordnung der Nachkriegszeit. Dies trug
dazu bei, dass Funks Konzepte, gewissermaßen britisch-amerikanisch geläu-
tert, nach Westeuropa zurückkehren und dort in Gestalt der Europäischen
Zahlungsunion positive Wirkungen entfalten konnten.58 Die historische For-
schung sollte aber bei diesem interessanten Aspekt von Westernisierung59 nicht
stehenbleiben, sondern den Zusammenhang von West- und Osteuropa unter
deutscher Herrschaft systematisch in den Blick nehmen. Eine Aufgabe künfti-
ger Historiographie über die europäische Integration kann folglich darin be-
stehen, Westernisierung und beispiellose Plünderungsorgien des NS-Regimes
auf dem ganzen Kontinent zusammenzudenken.

Aufbruch nach Europa: Apokalypse oder Motorisierung? Die Konsumgesellschaft als national-
sozialistische Zukunftsvision („Bolsevizm“ versus „Novaja Evropa“). Propagandaplakat von 1943
(Bundesarchiv, Plak 003-040-051)
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